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(Nr. 9684.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lübeck wegen Herſtellung eines neuen 
Schifffahrts-Kanals zwiſchen der Elbe bei Lauenburg und der Trave bei 
Lübeck. Vom 4. Juli 1893. 


N. oben zwiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung und der freien 
und Hanſeſtadt Lübeck über die Herſtellung eines Elbe —Trave-Kanals ein Ein— 
verſtändniß erzielt worden, find zur Feſtſtellung der erforderlichen vertragsmäßigen 
Beſtimmungen zu Bevollmächtigten ernannt worden: 
von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen: 
Allerhöchſtihr Wirklicher Geheimer Rath, Staatsſekretär des Aus⸗ 
wärtigen Amts, Adolf Freiherr Marſchall von Bieberſtein, 
von dem Senate der freien und Hanſeſtadt Lübeck: 
der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter der freien 
Hanſeſtädte am Königlich Preußiſchen Hofe, Dr. jur. Friedrich 
Krüger, 
welche unter Vorbehalt der Ratifikation die nachſtehenden Beſtimmungen verein. 
bart haben. 
Artikel J. 
Zur Verbindung der Elbe bei Lauenburg mit der Trave bei Lübeck wird 
an Stelle des beſtehenden Stecknitzkanals ein neuer Schifffahrtskanal nach Maß⸗ 
gabe des vereinbarten allgemeinen Projektes hergeſtellt. 


* Artikel II. 
Die Bauausführung des Kanals nebſt Zubehör wird von der freien und 
Hanſeſtadt Lübeck übernommen. 
Geſet⸗ Samml. 1894. (Nr. 9684.) 32 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Juli 1894. 
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Artikel III. 

Zu dieſem Zwecke wird der Lübeckiſchen Regierung für das Preußiſche 
Gebiet das Enteignungsrecht nach Maßgabe des Preußiſchen Geſetzes vom 
11. Juni 1874 (Preuß. Geſetz⸗Samml. S. 221) verliehen werden. 

Für die Verhandlungen im Verwaltungs- und gerichtlichen Verfahren, die 
zur Uebertragung des Eigenthums oder zur Ueberlaſſung in die Benutzung für 
die Zwecke des Kanalunternehmens erforderlich ſind, insbeſondere auch für die 
Eintragungen und Umſchreibungen in den Grundbüchern ſind von Lübeck nur 
die baaren Auslagen zu erſtatten, im Uebrigen tritt Befreiung von Stempel- 
abgaben und Gebühren ein. 

Artikel IV. 


Die Verwaltung und die Unterhaltung des Kanals nebſt Zubehör erfolgt 
durch die freie und Hanſeſtadt Lübeck. 

Die Koſten der Verwaltung und Unterhaltung des Kanals ſind zunächſt 
aus den Einnahmen für deſſen Benutzung zu beſtreiten, und ſoweit die letzteren 
nicht hinreichen, von Preußen und Lübeck nach Maßgabe ihres Beitrages zu den 
Herſtellungskoſten aufzubringen. Ueberſteigen die Einnahmen die Ausgaben, fo 
iſt der Ueberſchuß nach den gleichen Grundſätzen zu vertheilen. 


Artikel V. 

Hinſichtlich der Herſtellung neuer Hafenanlagen, Brückenübergänge, Liege⸗ 
und Ladeplätze oder fonftiger, den Kanal und deſſen Speiſung berührender An— 
lagen bleibt die landespolizeiliche Feſtſtellung den Behörden des Landes vorbe— 
halten, in deſſen Gebiet die Anlage ausgeführt werden ſoll. Doch werden die 
beiderſeitigen Regierungen über die für ſolche Anlagen zu ſtellenden Bedingungen 
mit einander ins Benehmen treten. 


Artikel VI. 

Die Anordnungen über die Benutzung des Kanals werden von den zu⸗ 
ſtändigen Behörden nach vorausgegangenem Einvernehmen der beiderſeitigen 
Regierungen erlaſſen. Die Befolgung der Anordnungen wird, ſoweit erforderlich, 
durch Strafandrohungen ſichergeſtellt werden. 


Artikel VII. 
Die Abgaben für die Benutzung des Kanals, ſowie die Hebeſtellen 
werden durch Vereinbarung der beiden Regierungen feſtgeſetzt. 


Artikel VIII. 

Die Königlich Preußiſche Staatsregierung wird zu den auf 22 754 000 Mark 
veranſchlagten Geſammtkoſten des Unternehmens ein Drittel bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 7 500 000 Mark beitragen. Auf dieſen Beitrag ſoll die Summe 
von 600 000 Mark angerechnet werden, welche für das Unternehmen von dem 
Kommunalverband des Kreiſes Herzogthum Lauenburg aufzubringen iſt. 

Von dem Kanalunternehmen und dem zu demſelben gehörigen Grund und 
Boden ſollen keine Staats- oder Gemeindeabgaben erhoben, auch ſoll eine Be— 
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ſteuerung der Anlagen zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen 
Verbände nicht zugelaſſen werden. 


Artikel N. 

Die bisherigen Verpflichtungen Lübecks in Bezug auf die Unterhaltung 
der Stecknitz, des Delvenau-Grabens und der Delvenau, ſowie der Schleuſen, 
Brückenbauwerke und Uferbefeſtigungen an dieſen Gewäſſern treten außer Kraft. 

Die Wakenitz wird von Lübeck in bisheriger Weiſe ſchiffbar erhalten. 


Artikel X. 
Dieſer Vertrag tritt mit dem Tage der Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden in Kraft. 
Deſſen zu Urkund haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 


Berlin, den 4. Juli 1893. 


(L. S.) Frhr. v. Marſchall. 
(. S.) Krüger. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Luͤbeck, betreffend die Serftelling 
eines Elbe-Trave⸗Kanals, vom 4. Juli 1893. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluſſe und zur Vollziehung des Staatsvertrages, betreffend die Herſtellung 
eines Elbe Trave⸗Kanals, zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende Erklärungen 
aufgenommen worden, welche mit der Ratifikation des Vertrages als mitgenehmigt 
gelten und mit den Vereinbarungen deſſelben gleichverbindliche Kraft haben ſollen. 


1. Zu Artikel J. 

Die vertragſchließenden Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die 
vom Senate der freien und Hanſeſtadt Lübeck vorgelegten Bauentwürfe des 
Waſſerbaudirektors Rehder vom 31. März 1892 mit = Hauptlinie A der Aus: 
führung zu Grunde gelegt werden und demgemäß die Einführung des Kanals 
in die Trave im Oſten der Stadt Lübeck erfolgt. 

Abweichungen von jenen Entwürfen, welche, ohne die Ausbildung der 
Kanalfahrſtraße zu benachtheiligen, ſich aus techniſchen, wirthſchaftlichen oder 
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finanziellen Gründen empfehlen, bleiben der Verſtändigung zwiſchen beiden 
Regierungen vorbehalten. 

Inſoweit durch die Kanallinie kleine Theile der beiderſeitigen Staatsgebiete 
abgeſchnitten werden, wird über die ſich als zweckmäßig ergebende anderweite 
Feſtſtellung der Landesgrenzen eine beſondere Vereinbarung ſtattfinden. 


2. Zu Artikel II. 

Die Hafenanlage zu Lauenburg wird nach Maßgabe der unter Ziffer 1 
dieſes Protokolls gedachten Bauentwürfe mit dem etwa erforderlichen Eiſenbahn— 
anſchluß von Preußen ausgeführt. Die Beſtimmung in Ziffer 1 Abſatz 2 findet 
auch hier Anwendung. 

Die Brücken im Zuge der Preußiſchen Staatsbahnen Lauenburg -Büchen 
und Berlin -Hamburg werden preußiſcherſeits ausgeführt. 

Die Koſten der Ausführung der vorbezeichneten Bauten werden ganz, die 
Baukoſten der bereits projektirten Brücke für die Preußiſche Staatsbahn Hagenow 
Oldesloe inſoweit von Lübeck an Preußen erſtattet, als durch die Anlegung 
des Kanals ein Mehraufwand verurſacht wird. 


3. Zu Artikel IV. 

Von der von Lübeck übernommenen Unterhaltung des Kanals bleiben die 
vorbezeichneten Brücken ausgeſchloſſen. 

Die Koſten der Unterhaltung werden bezüglich der in Ziffer 2 Abſatz 2 
dieſes Protokolls erwähnten beiden Brücken ganz, die Unterhaltungskoſten der 
Brücke für die Preußiſche Staatsbahn Hagenow Oldesloe inſoweit von Lübeck 
an Preußen erſtattet, als durch die Anlegung und den Betrieb des Kanals ein 
Mehraufwand verurſacht wird. 

Die Herſtellung und Unterhaltung der für den öffentlichen Verkehr be 
ſtimmten Brücken im Kreiſe Herzogthum Lauenburg erfolgt nach den Beſtim— 
mungen einer zwiſchen dem Kreiſe und Lübeck abgeſchloſſenen Vereinbarung. 

Der Hafen zu Lauenburg vom Unterhaupt der neuen Kanalſchleuſe bis 
zur Elbe wird von Preußen, der Kanalhafen zu Lübeck von der Geniner Brücke 
ausſchließlich bis zum Anſchluſſe an den Seehafen wird von Lübeck auf eigene 
Koſten unterhalten und verwaltet. 

Eine Zuſammenſtellung der aus der Verwaltung und Unterhaltung des 
Kanals von der Kanalſchleuſe bei Lauenburg bis zur Geniner Brücke ſich er 
gebenden Einnahmen und Ausgaben wird alljährlich von der mit der Verwaltung 
beauftragten Lübeckiſchen Staatsbehörde der zuſtändigen Preußiſchen Staatsbehörde 
zur Prüfung und Anerkennung übermittelt. 

In fünfjährigen Zeiträumen findet eine gemeinſame Beſichtigung des Kanals 
durch beiderſeitige Kommiſſare ſtatt. Das hierüber aufzunehmende Protokoll iſt 
den von den Regierungen zu bezeichnenden Behörden einzureichen. 

Die Beamten des Kanals unterſtehen rückſichtlich der Disziplin lediglich 
ihren Vorgeſetzten und den Aufſichtsorganen des Lübeckiſchen Staates, im Uebrigen 
aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in dem ſie ihren dienſtlichen 
Wohnſitz haben. 


Wet 


4. Zu Artikel V. 

Es gilt als vereinbart, daß durch neue Anlagen die in dem Projekte für 
die Zukunft in Ausſicht genommene Befahrbarkeit und größte Leiſtungsfähigkeit 
des Kanals in keiner Weiſe geſchmälert werden ſoll. Es dürfen daher Häfen, 
Liege- und Ladeplätze am Kanal nicht näher als in einem Abſtande von min⸗ 
deſtens 14 Metern von der Mittellinie des Kanals eingerichtet, auch die Zu- und 
Ausfahrten für dieſelben nur derart geſtaltet werden, daß die ein- und aus⸗ 
laufenden Schiffe den durchgehenden Verkehr auf dem Kanal nicht hemmen. 
Ueberbauten über den Kanal find nicht niedriger als 4, Meter über dem höchſten 
ſchiffbaren Waſſerſtande anzulegen. 

Die betheiligten Regierungen werden darauf Bedacht nehmen, daß durch 
neue Anlagen weder der Betrieb des Kanals geſtört wird, noch auch daraus der 
Kanalverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


5. Zu Artikel VI. 

Die Einrichtung und der Betrieb eines Verkehrs durch Anwendung von 
Dampf oder Elektrizität ſoll möglichſt begünſtigt werden. 

Lübeck ſteht das Recht zu, den Schleppbetrieb auf dem Kanal in Regie 
zu übernehmen und für denſelben einheitliche Anordnungen mit bindender Ver⸗ 
pflichtung für diejenigen Schiffe zu treffen, welche nicht von Menſchen oder Pferden 
geſchleppt werden oder nicht mit eigener Maſchinenkraft fahren. 

Die Anordnungen gemäß Abſatz 1 und 2 bedürfen der Zuſtimmung der 
Preußiſchen Regierung. 

Die Beſtimmung über die Ausübung der Fiſcherei im Kanal ſteht der Kanal» 
verwaltung ausſchließlich zu. 


6. Zu Artikel VII. 

Es wird in Ausſicht genommen, daß für die erſten fünf Jahre nach Er- 
öffnung des Kanals an zwei Hebeſtellen Abgaben erhoben werden ſollen, welche 
dem Tarife für die märkiſchen Waſſerſtraßen vom 27. Dezember 1871 mit der 
Ergänzung vom 10. Auguſt 1892 entſprechen. 

Tritt eine Erhöhung der auf den genannten Waſſerſtraßen zu erhebenden 
Abgaben ein, fo find nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraums auf Antrag der 
Preußiſchen Regierung auch die auf dem Elbe Trave⸗Kanal zur Hebung ges 
langenden Abgaben entſprechend zu erhöhen. Falls eine Ermäßigung der auf 
den märkiſchen Waſſerſtraßen zur Hebung gelangenden Abgaben erfolgt, ſoll nach 
Ablauf des bezeichneten Zeitraums auch eine entſprechende Herabſetzung der Ab- 
gaben für den Elbe-Trave-Kanal in Erwägung gezogen werden. 

Für Schleppdampfer, die lediglich zur Beförderung anderer Transport⸗ 
mittel Verwendung finden, ſollen Abgaben nicht erhoben werden. 

Bei Bemeſſung der von jeder der beiden Regierungen für eigene Rechnung 
etwa zu erhebenden Abgaben für die Benutzung der Kanalhäfen zu Lauenburg 
And Lübeck ſoll darauf Rückſicht genommen werden, daß daneben für den Verkehr 
auf dem Kanale eine angemeſſene Abgabe erhoben werden kann. Die Feſtſtellung 
der Tarife erfolgt nach vorgängiger gegenſeitiger Verſtändigung. 
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A . 7. Röhren 


Von Schiffen, welche die Kanalhäfen lediglich zur Durchfahrt benutzen, 
ſollen keine Hafenabgaben erhoben werden. 


7. Zu Artikel VIII. 

Der Beitrag Preußens wird an die Lübeckiſche Staatskaſſe in vierteljähr⸗ 
lichen Theilbeträgen überwieſen, die nach den von Lübeck im letzten Vierteljahre 
aufgewendeten Koſten im Verhältniß der beiderſeitigen Betheiligung an den Koſten 
des Unternehmens ſich bemeſſen. 


8. Zu Artikel IX. 

Zur Erleichterung des Waarenverkehrs zwiſchen der Wakenitz und dem 
Kanal wird von Lübeck auf dem Abſchluß⸗Damme zwiſchen der Wakenitz und 
dem Kanalhafen eine Vorrichtung zur Ueberladung von Waaren hergeſtellt und 
jo lange unterhalten, als nicht eine Schifffahrtsverbindung zwiſchen der Wakenitz 
und dem Kanalhafen eingerichtet fein wird. In Verbindung mit der Ueberlade⸗ 
vorrichtung wird ein Lade- und Löſchplatz von angemeſſenem Umfange zu zeit⸗ 
weiliger Lagerung von Waaren hergerichtet. 

Die Benutzung der Ueberladevorrichtung und des Löſch- und Ladeplatzes 
ſoll für die im Verkehr zwiſchen den Preußiſchen Gebietstheilen am Ratzeburger 
See und dem Kanal überführten Waaren gebührenfrei erfolgen. 

Sollte in Zukunft zur Erweiterung des Kanalhafens oberhalb des pro⸗ 
jektirten Abſchluß⸗Dammes ein Damm durch die Wakenitz gezogen werden und 
inzwiſchen die Schifffahrt auf der Wakenitz eine erhebliche Steigerung erfahren 
haben, ſo behält Preußen ſich den Anſpruch vor, daß durch dieſen Damm eine 
Schifffahrtsverbindung zwiſchen der oberen Wakenitz und dem Kanal auf Koſten 
Lübecks hergeſtellt werde. In ſolchem Falle wird die Königlich Preußiſche Regierung 
der Errichtung eines Stauwerkes mit Schiffsſchleuſe am Ausfluß des Ratzeburger 
Sees und einer Uebertragung des nach dem Vertrage vom 18. Mai 1291 Lübeck 
zuſtehenden Staurechts auf die neue Anlage kein Hinderniß entgegenſtellen. 

Wegen etwaiger Entſchädigungsanſprüche wird Lübeck die Preußiſche 
Regierung vertreten. 

Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrages ſind hierauf von den Bevollmächtigten unterzeichnet 
und unterſiegelt worden und es haben der Bevollmächtigte der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung und der Bevollmächtigte des Senats der freien und Hanſeſtadt 
Lübeck je eine Ausfertigung des Vertrages und des Schlußprotokolls entgegen- 
genommen. 

So geſchehen zu Berlin, den 4. Juli 1893. 


Frhr. v. Marſchall. 
Krüger. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiftzirt worden, und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


ur 


(Nr. 9685.) Geſetz, betreffend die Gewährung eines Beitrages Preußens zu den Koſten der 
Herſtellung des Elbe Trave-Kanals durch die freie und Hanſeſtadt Lübeck. 
Vom 20. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 

Zu den Koſten der Herſtellung des Elbe Trave⸗Kanals durch die freie 
und Hanſeſtadt Lübeck wird von Preußen ein Beitrag von einem Drittel der 
Geſammtherſtellungskoſten bis zum Höchſtbetrage von 7 500 000 Mark unter 
der Vorausſetzung gewährt, daß der Kreis Herzogthum Lauenburg die Summe 
von 600 000 Mark beiträgt. 

Dieſe Summe wird auf den Beitrag Preußens angerechnet. 
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Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den im $. 1 erwähnten Beitrag im 
Wege der Anleihe durch Ausgabe einer entſprechenden Anzahl von Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen aufzubringen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchem Kurſe die Schuld— 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 (Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 20. Juni 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. 
Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 96859686.) 


1 
(Nr. 9686.) Geſetz über die Landwirthſchaftskammern. Vom 30. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


F. 1. 

Zum Zwecke der korporativen Organiſation des landwirthſchaftlichen Berufs— 
ſtandes können durch Königliche Verordnung nach Anhörung des Provinzial— 
Landtages Landwirthſchaftskammern errichtet werden, welche in der Regel das 
Gebiet einer Provinz umfaſſen. Im Bedürfnißfalle können für eine Provinz 
mehrere Landwirthſchaftskammern errichtet werden. 


§. 2. 

Die Landwirthſchaftskammern haben die Beſtimmung, die Geſammtintereſſen 
der Land- und Forſtwirthſchaft ihres Bezirkes wahrzunehmen, zu dieſem Behufe 
alle auf die Hebung der Lage des ländlichen Grundbeſitzes abzielenden Einrichtungen, 
insbeſondere die weitere korporative Organiſation des Berufsſtandes der Landwirthe, 
zu fördern. Auch haben ſie das Recht, ſelbſtändige Anträge zu ſtellen. 

Die Landwirthſchaftskammern haben ferner die Verwaltungsbehörden bei allen 
die Land- und Forſtwirthſchaft betreffenden Fragen durch thatſächliche Mittheilungen 
und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. Sie haben nicht nur über ſolche 
Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung ſich zu äußern, welche die allgemeinen 
Intereſſen der Landwirthſchaft oder die beſonderen landwirthſchaftlichen Intereſſen 
der betheiligten Bezirke berühren, ſondern auch bei allen Maßnahmen mitzuwirken, 
welche die Organiſation des ländlichen Kredits und ſonſtige gemeinſame Aufgaben 
betreffen. 

Die Landwirthſchaftskammern haben außerdem den technifchen Fortſchritt 
der Landwirthſchaft durch zweckentſprechende Einrichtungen zu fördern. Zu dieſem 
Zwecke ſind ſie namentlich befugt, die Anſtalten, das geſammte Vermögen, ſowie 
die Rechte und Pflichten der beſtehenden landwirthſchaftlichen Centralvereine auf 
deren Antrag zur beſtimmungsmäßigen Verwendung und Verwaltung zu über- 
nehmen und mit deren bisherigen lokalen Gliederungen ihrerſeits in organiſchen 
Verband zu treten, ſowie ſonſtige Vereine und Genoſſenſchaften, welche die 
Förderung der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in der Aus 
führung ihrer Aufgaben zu unterſtützen. 

Den Landwirthſchaftskammern wird nach Maßgabe der für die Börſen 
und Märkte zu erlaſſenden Beſtimmungen eine Mitwirkung bei der Verwaltung 
und den Preisnotirungen der Produktenbörſen, ſowie der Märkte, insbeſondere 
der Viehmärkte, übertragen. 
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§. 3. 

Die Errichtung einer Landwirthſchaftskammer erfolgt durch Königliche 
Verordnung auf Grund von Satzungen, welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
entſprechen. Aenderungen der Satzungen bedürfen, ſoweit die Königliche Ver⸗ 
ordnung nicht etwas Anderes beſtimmt, der Königlichen Genehmigung. Die 
Satzungen, ſowie Aenderungen derſelben find durch den Staats-Anzeiger zu ver- 


öffentlichen. 
Die Landwirthſchaftskammer hat als erſten Gegenſtand ihrer ſachlichen 
Verhandlungen die Satzungen durchzuberathen. 


$. 4. 
Die Satzungen müſſen innerhalb der durch dieſes Geſetz gegebenen Vor⸗ 
ſchriften Beſtimmungen enthalten über: 
1) den Sitz der Landwirthſchaftskammer; 
2) das nach dem Grundſteuerreinertrage anzugebende Mindeſtmaß des zum 
paffiven Wahlrecht berechtigenden Grundbeſitzes 
3) die Zahl der Mitglieder und ihre Vertheilung auf die Wahlkreife; 
4) die Reihenfolge des Ausſcheidens der Mitglieder; 
5) die für die Beſchlußfähigkeit erforderliche Zahl der Mitglieder; 
6) die Wahl und die Zuſammenſetzung des Vorſtandes, die Befugniſſe 
des Vorſtandes und des Vorſitzenden, 
7) die Form für die Legitimation des Vorſtandes und feiner Mitglieder; 
8) die Vorausſetzungen und die Form für die Zuſammenberufung der 
Landwirthſchaftskammer; 
9) die Bezeichnung der Gegenſtände, welche der Beſchlußfaſſung der Land⸗ 
wirthſchaftskammer vorbehalten bleiben; 
10) die Form der Bekanntmachungen; 
11) das Verfahren bei Aenderungen der Satzungen. 
4 


$. 5. 

Die Mitglieder der Landwirthſchaftskammer werden gewählt. Voraus⸗ 

ſetzung des paſſiven Wahlrechts iſt die Angehörigkeit zu einem deutſchen Bundes⸗ 
ſtaate und ein Alter von mindeſtens 30 Jahren. 

Vom Wahlrecht ſind ausgeſchloſſen: 

1) Perſonen, welche nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte find; 

2) Perſonen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet iſt, oder deren 
a der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung unter⸗ 
iegen. 
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$. 6. 

Wählbar zu Mitgliedern der Landwirthſchaftskammern ſind unter den im 

$. 5 bezeichneten Vorausſetzungen: 

1) die Eigenthümer, Nutznießer und Pächter land- oder forſtwirthſchaftlich 
genutzter Grundſtücke, deren Grundbeſitz oder Pachtung im Bezirke der 
Landwirthſchaftskammer wenigſtens den Umfang einer ſelbſtändigen 
Ackernahrung hat oder, für den Fall rein forſtwirthſchaftlicher Bes 
nutzung, zu einem jährlichen Grundſteuer-Reinertrage von mindeſtens 
150 Mark veranlagt iſt, ſowie deren geſetzliche Vertreter und Bevoll— 
mächtigte; 

2) im Bezirke der Landwirthſchaftskammer wohnende Perſonen, welche 

a) nach Nr. 1 als Eigenthümer, Nutznießer oder Pächter wählbar 
geweſen ſind, oder 

b) mindeſtens zehn Jahre als Vorſtandsmitglieder oder Beamte von 
landwirthſchaftlichen und zweckverwandten Vereinen, landwirth⸗ 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften und Kreditinſtituten thätig ſind, oder 
welchen 

e) wegen ihrer Verdienſte um die Landwirthſchaft von der Land⸗ 
wirthſchaftskammer die Wählbarkeit beigelegt iſt. 


ST 
Wahlbezirke find in der Regel die Landkreiſe; durch die Satzungen können 
mehrere Kreiſe zu einem Wahlbezirke vereinigt werden. Ebenſo können Stadt⸗ 
kreiſe behufs der Wahl mit benachbarten Landkreiſen zu einem Wahlbezirke ver- 
einigt werden. 
In jedem Wahlbezirke ſind in der Regel zwei Mitglieder zu wählen. 


$. 8. 

Die Wahl erfolgt durch Kreistage. Die Kreistagsmitglieder aus dem 
Wahlverbande der Städte nehmen nur inſoweit an der Wahl Theil, als ſie nach 
$. 6 wählbar find; Ausnahmen von dieſer Beſchränkung können durch die 
Satzungen bezüglich ſolcher Städte zugelaſſen werden, deren Einwohner über- 
wiegend Landwirthſchaft treiben. 

Falls Stadtkreiſe mit Landkreiſen zu einem Wahlbezirk vereinigt werden, 
wird die Zahl der den Stadtkreiſen zukommenden Wahlmänner nach Verhältniß 
des Grundſteuerreinertrages der Stadt- und Landkreiſe des Wahlbezirks durch 
die Satzungen beſtimmt. Die Wahlmänner der Stadtkreiſe werden von der 
Gemeindevertretung aus der Zahl der nach §. 6 wählbaren Einwohner der Stadt- 
kreiſe gewählt. 

Die Wahl geſchieht unter Leitung des Landraths nach abſoluter Stimmen- 
mehrheit, bei Stimmengleichheit entſcheidet das durch den Vorſitzenden zu ziehende 
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Loos. Ergiebt ein Wahlgang nicht die abſolute Mehrheit, ſo findet eine Stich— 
wahl zwiſchen denjenigen Beiden ſtatt, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Das Nähere beſtimmt eine von dem Miniſter zu erlaſſende Wahlordnung. 


F. 9. 
Die Landwirthſchaftskammern können eine Aenderung des Wahlverfahrens 
($. 8) auf folgender Grundlage beſchließen: 

1) Das aktive Wahlrecht ſteht Eigenthümern, Nutznießern und Pächtern 
eines zum paſſiven Wahlrecht berechtigenden ländlichen Grundbeſitzes 
unter den Vorausſetzungen des §. 5 mit der Maßgabe zu, daß das 
erforderliche Alter 25 Jahre beträgt. 

2) Das Wahlrecht ſtuft ſich nach dem Grundſteuerreinertrage ab. 

3) Die Wahl iſt indirekt. 

4) Das Wahlrecht kann auch an Eigenthümer und Pächter von kleinerem, 
als dem nach Ziffer 1 angegebenen Grundbeſitze verliehen werden. 

Die auf Grund dieſes Paragraphen beſchloſſenen Satzungsveränderungen 

bedürfen der Königlichen Genehmigung. 


F. 10. 
Das Ergebniß der Mitgliederwahl iſt von dem Wahlvorſtande der Land— 
wirthſchaftskammer unter Beifügung des Wahlprotokolls mitzutheilen. Einſprüche 
gegen die Wahl werden von der Landwirthſchaftskammer endgültig entſchieden. 


9 

Die Mitglieder der Landwirthſchaftskammern werden auf ſechs Jahre 
gewählt. Alle drei Jahre ſcheiden die Vertreter der Hälfte der Wahlbezirke nach 
einer durch die Satzungen feſtzuſetzenden Reihenfolge aus. Iſt die Zahl der 
Wahlbezirke eine ungerade, ſo ſcheidet das erſte Mal die größere Zahl aus. Die 
ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder wählbar und bleiben ſo lange in ihrer 
Stellung, bis eine Neuwahl ſtattgefunden hat. 

Scheidet ein Mitglied durch den Tod oder aus ſonſtigen Gründen aus, 
ſo hat eine Erſatzwahl für den Reſt der Wahlperiode ſtattzufinden, ſofern dieſer 
Reſt mindeſtens ein volles Jahr beträgt. 


5. 12. 

Jeder in der Perſon eines Mitgliedes eintretende Umſtand, welcher dasſelbe, 
wenn er vor der Wahl vorhanden geweſen wäre, von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen 
haben würde, hat das Erlöſchen der Mitgliedfchaft zur Folge. 

Die Landwirthſchaftskammer kann ein Mitglied, gegen welches ein gericht- 
liches Strafverfahren eröffnet wird, bis nach Abſchluß deſſelben von ſeiner Stellung 
vorläufig entheben. Für dieſen Beſchluß ſind wenigſtens zwei Drittheile der 
Stimmen erforderlich. 
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Gegen die Beſchlüſſe der Landwirthſchaftskammer ſteht den Betroffenen die 
Beſchwerde an den Provinzialrath zu, deſſen Entſcheidung endgültig iſt. Die 
Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$. 13. 

Alle drei Jahre wählt die Landwirthſchaftskammer einen Vorſitzenden und 
deſſen Stellvertreter. Dieſe bilden mit mindeſtens drei weiteren gewählten Mit⸗ 
gliedern den Vorſtand. Für dieſe weiteren Mitglieder werden für Fälle ihrer 
dauernden oder vorübergehenden Verhinderung Stellvertreter gewählt. Ihre 
Zahl und die Reihenfolge der Einberufung im Vertretungsfalle iſt durch die 
Satzungen feſtzuſetzen. | 

$. 14, 

Die Landwirthſchaftskammern ſind berechtigt, fich bis zu einem Zehntel ihrer 
Mitgliederzahl durch Zuwahl von Sachverſtändigen und um die Landwirthſchaft 
verdienten Perſonen zu ergänzen. Denſelben ſteht das Recht zu, an den Sitzungen 
mit berathender Stimme theilzunehmen. 


§. 15. 

Die Landwirthſchaftskammer iſt berechtigt, einzelne Ausſchüſſe aus ihrer 
Mitte zu bilden und mit beſonderen, regelmäßigen oder vorübergehenden Aufgaben 
zu betrauen. Dieſe Ausſchüſſe haben ihrerſeits das Recht, ſich bis zu einer von 
der Landwirthſchaftskammer feſtzuſetzenden Zahl durch Nichtmitglieder der Kammer 
zu ergänzen. Sie faſſen ihre Beſchlüſſe ſelbſtändig, dieſelben ſind aber, ſoweit 
die Landwirthſchaftskammer den Ausſchüſſen nicht beſtimmte ſelbſtändige Aufgaben 
zugewieſen hat, der Landwirthſchaftskammer oder dem Vorſtande zur Beſtätigung 
vorzulegen. 

§. 16. 

Die Mitglieder verſehen ihr Amt unentgeltlich. Doch kann ihnen eine den 
baaren Auslagen für die Theilnahme an den Sitzungen entſprechende Entſchädi⸗ 
gung durch Beſchluß der Landwirthſchaftskammer gewährt werden, auch iſt bei 
Ausführung beſonderer Aufträge die Gewährung einer Entſchädigung zuläſſig. 


§. 17. 

Der Geſchäftsgang der Landwirthſchaftskammer wird in einer von ihr feſt⸗ 
zuſetzenden und zu veröffentlichenden Geſchäftsordnung geregelt. 

Die Sitzungen der Landwirthſchaftskammer ſind öffentlich. Gegenſtände, 
welche ſich nach Beſtimmung der Landwirthſchaftskammer zur öffentlichen Be⸗ 
rathung nicht eignen, ſowie diejenigen, welche von der Staatsregierung unter 
Beding der Geheimhaltung mitgetheilt werden, ſind in geheimer Sitzung zu be— 
handeln. 

Ueber die Verhandlungen werden Protokolle geführt, welche innerhalb vier 
Wochen dem Miniſter abſchriftlich einzuſenden ſind. 


* 


Die Tage der Sitzungen der Landwirthſchaftskammer und des Vorſtandes 
ſind rechtzeitig dem Miniſter und dem Oberpräſidenten mitzutheilen. Die Ver⸗ 
treter der Staatsregierung ſind jederzeit zum Worte zu verſtatten. 


$. 18. 

Die der Landwirthſchaftskammer für ihren gefammten Geſchäftsumfang 
entſtehenden Koſten werden von ihr, ſoweit fie nicht durch anderweitige Ein- 
nahmen, insbeſondere durch Staatszuſchüſſe gedeckt werden, auf diejenigen Be⸗ 
ſitzungen, welche den im F. 6 Ziffer 1 enthaltenen Bedingungen entſprechen, nach 
dem Maßſtabe ihres mit Wegfall der Thalerbruchtheile abzurundenden Grund⸗ 
ſteuerreinertrages vertheilt, von den Gemeinden und Gutsbezirken auf Anweiſung 
des Regierungs-Präſidenten erhoben und durch Vermittelung der Kreis- (Steuer- 
Kaſſen an die Landwirthſchaftskammern abgeführt. 

Sofern es ſich um die Koſten ſolcher Einrichtungen oder Maßnahmen 
handelt, welche in beſonders hervorragendem oder in beſonders geringem Maße 
einzelnen Wahlbezirken zu Gute kommen, kann die Landwirthſchaftskammer auf 
Antrag der Mehrheit der Vertreter der betreffenden Bezirke eine Mehr- oder 
Minderbelaſtung dieſer Bezirke eintreten laſſen. Derartige Beſchlüſſe bedürfen der 
Genehmigung des Miniſters. 

Die Beitragspflicht für die Landwirthſchaftskammer iſt den gemeinen 
öffentlichen Laſten gleichzuachten. Rückſtändige Beiträge werden in derſelben Weiſe 
wie Gemeindeabgaben eingezogen. | 

Die Beſchwerde gegen die eingeforderten Beiträge iſt innerhalb zwei Wochen 
nach der Zahlungsaufforderung an den Vorſtand der Landwirthſchaftskammer zu 
richten, der über dieſelbe beſchließt. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei 
Wochen nach der Zuſtellung die Klage, in dem Bezirke der Landwirthſchafts⸗ 
kammer für die Provinz Brandenburg beim Bezirksausſchuſſe zu Potsdam, in 
den Bezirken der übrigen Landwirthſchaftskammern bei dem Bezirksausſchuſſe des⸗ 
jenigen Bezirkes ftatt, in dem die Landwirthſchaftskammer ihren Sitz hat. Gegen 
das Endurtheil des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der Reviſion zu⸗ 
läſſig. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Wird auf Grund des F. 9 Ziffer 4 das Wahlrecht auch an Eigenthümer 
und Pächter von kleinerem, als dem nach Ziffer 1 angegebenen Grundbeſitze ver- 
liehen, jo muß dementſprechend gleichzeitig auch die Beitragspflicht auf die be- 
treffenden Beſitzungen ausgedehnt werden. 


18 

Die Landwirthſchaftskammer hat jährlich einen Etat aufzuſtellen, öffentlich 
bekannt zu machen und dem Miniſter vorzulegen. 

Die Umlagen dürfen ein halbes Prozent des Grundſteuerreinertrages in 
der Regel nicht überſteigen. Nur in außerordentlichen Fällen kann mit Ge 
nehmigung des Miniſters eine Erhöhung vorgenommen werden. Ihr Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſen ordnen die Landwirthſchaftskammern ſelbſtändig. 

Or. 9686.) 
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„ 20. 

Die Landwirthſchaftskammer hat die rechtliche Stellung einer Korporation. 
Sie wird nach außen vertreten durch ihren Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter. 
Alle Urkunden, welche die Landwirthſchaftskammer vermögensrechtlich verpflichten 
ſollen, ſind unter deren Namen von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 
und noch einem Mitgliede des Vorſtandes zu vollziehen. 

Die Landwirthſchaftskammer führt als Siegel den Preußiſchen Adler mit 
der Umſchrift: 

„Landwirthſchaftskammer für ...... 18 

Das Staatliche Auffichtsrecht über die Landwirthſchaftskammern wird durch 

den Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten ausgeübt. 


$. 21. 


Alljährlich einmal, und zwar bis zum 1. Mai, haben die Landwirthſchafts⸗ 
kammern dem Minifter über die Lage der Landwirthſchaft ihres Bezirkes zu 
berichten. 

Von fünf zu fünf Jahren haben ſie einen umfaſſenden Bericht über die 
geſammten landwirthſchaftlichen Zuſtände ihres Bezirks an den Miniſter zu er 
ſtatten. Alle Berichte an die Centralbehörden ſind durch den Oberpräſidenten 
vorzulegen. ö 

§. 22. 

Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann eine Landwirthſchaftskammer 
durch Königliche Verordnung aufgelöſt werden. Es find ſodann Neuwahlen an- 
zuordnen, welche innerhalb drei Monaten, vom Tage der Auflöſung an, erfolgen 
müſſen. Die neu gewählte Landwirthſchaftkammer iſt innerhalb ſechs Monaten 
nach erfolgter Auflöſung zu berufen. 

Ueber die zwiſchenzeitliche Geſchäftsführung und Vermögensverwaltung der 
Landwirthſchaftskammer trifft der Miniſter die erforderlichen Anordnungen. 


$. 23. 
Bei der erſten Einrichtung werden bis zur Konſtituirung die Obliegenheiten 
der Landwirthſchaftskammer durch den Oberpräſidenten wahrgenommen. 


6. 24. 


Für die Hohenzollernſchen Lande tritt überall, wo in dieſem Geſetze von 
Grundſteuerreinertrag die Rede iſt, an deſſen Stelle das Grundſteuerkapital nach 
näherer Beſtimmung des Miniſters. Desgleichen tritt an Stelle des Ober 
präſidenten der Regierungs-Präſident, des Provinzialraths der Bezirksausſchuß, 
des Kreiſes der Oberamtsbezirk, des Kreistages die Amtsverſammlung und an 
Stelle des Landraths der Oberamtmann. 


Fe A 


$. 25. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Minifter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, Kiel, den 30. Juni 1894. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9687.) Kirchengeſetz, betreffend die Abänderung der Kirchengeſetze vom 22. Dezember 1870 
(Geſetz⸗Samml. 1871 S. 1), vom 5. Juli 1876 (Geſetz⸗Samml. S. 277) 
und vom 28. Juni 1882 (Geſetz⸗Samml. S. 329) über die Wahlen der 
Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 18. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Abänderung der Kirchengeſetze vom 22. Dezember 1870 Geſetz⸗ 
Samml. 1871 S. 1), 5. Juli 1876 (Geſetz-Samml. S. 277) und 28. Juni 1882 
Geſetz-Samml. S. 329), betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung der Landesſynode, 
was folgt: 

Einziger Artikel. 

Das Landeskonſiſtorium wird ermächtigt, die Beſchränkungen, welche für 
das Pfarrwahlrecht der Kirchengemeinden in dem Kirchengeſetz vom 22. De⸗ 
zember 1870 F. 5 unter Ziffer 1 bis 3, ſowie in den Kirchengeſetzen vom 
5. Februar 1876 und 28. Juni 1882 vorgeſchrieben ſind, im Einverſtändniß 
mit dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode zeitweilig ſo weit zu ermäßigen, 
als daſſelbe für erforderlich erachtet, um den Gemeinden ein wirkſames Pfarr⸗ 
wahlrecht zu erhalten. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 18. Juni 1894. 


(I. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 
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— 134 — 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

J) das Allerhöchſte Privilegium vom 12. März 1894 zur Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Hypothekenpfandbriefe für die Rheiniſch-Weſt⸗ 
fäliſche Bodenkreditbank zu Cöln am Rhein durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Cöln Nr. 26 S. 295, ausgegeben am 
27. Juni 1894; 

2) das am 19. März 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Spangdahlem im Kreiſe Wittlich durch das 
Amtblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 20 S. 157, ausgegeben 
am 18. Mai 1894, 

3) das am 19. März 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft III zu Wawern im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 20 S. 159, ausgegeben 
am 18. Mai 1894; 

4) das am 19. März 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Rittersdorf im Kreiſe Bitburg durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 21 S. 181, ausgegeben 
am 25. Mai 1894; 

5) das am 19. März 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Matzen im Kreiſe Bitburg durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Trier Nr. 21 S. 183, ausgegeben am 
25. Mai 1894; 

6) das am 13. April 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wiſch⸗ 
Kurzenmoorer Dampf-Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Kurzenmoor im 
Kreiſe Pinneberg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Schleswig Nr. 23 S. 269, ausgegeben am 26. Mai 1894; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Mai 1894, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Fiſchhauſen für die von ihm zu bauende Chauſſee von Nadrau 
nach Mollehnen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Königsberg Nr. 25 S. 197, ausgegeben am 21. Juni 1894. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


